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Vorwort 

Information über Relevanz und Verfügbarkeit von Information in unserem 
Zivilrechtssystem am Beispiel des Arbeitsrechts - so ließe sich das Erkenntnis-
interesse des vorliegenden Buches umreißen. Materiellrechtlich durch An-
sprüche geschützt zu sein und faire prozessuale Verfahrensregeln vorzufinden, 
sind rechtlich zentrale Problematiken. Über die notwendigen Informationen 
für eine erfolgreiche Rechtsdurchsetzung zu verfügen oder diese wenigstens 
erlangen zu können, ist aber für die Praxis ein nicht weniger gravierendes 
Rechtsproblem. Berechtigte Zweifel bestehen, ob diesem altbekannten, aber 
heute zunehmend relevanten Gesichtspunkt in Rechtswissenschaft, Rechts-
praxis oder Rechtspolitik immer die gebührende Aufmerksamkeit zuteil wird. 

Ausgehend von der - nach den zugrundeliegenden Modellen, den informa-
tionellen Strategien fragenden - Analyse der Bearbeitung informationeller 
Schwierigkeiten in einer Reihe typischer, moderner Zivilrechtskonflikte ist 
Ziel der vorliegenden Untersuchung die Aufarbeitung der Wirkungsweise, der 
Effektivität und der Einsetzbarkeit dieses informationellen (materiellrecht-
lichen wie prozessualen) Instrumentariums im Arbeitsrecht als Paradigma 
eines Vertragsrechts mit typischen Informationsasymmetrien zwischen den 
Vertragsparteien. Das Interesse an dieser Thematik resultiert ursprünglich aus 
der juristischen Praxis - aus der Beratertätigkeit für eine Hamburger Anwalts-
sozietät - und nicht etwa aus dem wissenschaftlichen Alltag. Dort war nahezu 
in jedem Verfahren zu spüren, wie sehr gerade die informationelle Seite eines 
Konflikts den Alltag des Rechtspraktikers bestimmt, ja bestimmen muß. Des-
halb möchte ich mir besonders wünschen, daß das vorliegende (theoretische) 
Buch nicht nur der rechtswissenschaftlichen Diskussion dieser Problematik 
förderlich sein, sondern ebenso für die praktische Bewältigung der hier beste-
henden rechtlichen Schwierigkeiten einen Beitrag leisten möge. 

Das vorliegende Buch ist die in einigen Passagen erweiterte und veränderte 
Fassung einer vom rechtswissenschaftlichen Fachbereich II der Universität 
Hamburg im Rahmen meines Habilitationsverfahrens als Habilitationsleistung 
angenommenen Arbeit. Rechtsprechung und Literatur sind bis zum März 1986 
berücksichtigt; nach diesem Zeitpunkt konnten nur noch einzelne Literatur-
und Rechtsprechungsbeiträge in den Fußnoten nachgetragen werden. 

Mein Dank gilt den Mitgliedern des Lehrkörpers dieses Fachbereichs für die 
vielfältigen Anregungen in sechs Jahren wissenschaftlicher Forschung und 
Lehre an diesem Fachbereich sowie dessen Studenten für ihre vielen kriti-
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schen Fragen und Hinweise. Ganz besonderen Dank für Geduld und Präzision 
bei der Anfertigung des Manuskripts zu diesem Buch schulde ich Frau Elke 
Stedtler und Frau Karin Geyer, ohne deren Können die Fertigstellung kaum 
möglich gewesen wäre. Schließlich danke ich dem Verlag Duncker & Humblot 
für die Aufnahme dieser Arbeit in seine Schriftenreihe zum Sozial- und 
Arbeitsrecht. 

Stuttgart, im Juli 1988 Ulrich Haug 
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1. Einführung 

Wissen ist Macht - so lautet eine gängige Redensweise. Ob sie immer 
zutrifft, ist fraglich. Im Arbeitsleben jedenfalls beschreibt sie eine häufig 
unumstößliche Tatsache. Sind im Betrieb oder Unternehmen mehrere zur 
Mitwirkung bei einer Entscheidung, bei einem Planungsprozeß oder bei der 
Durchsetzung einer Maßnahme berufen, so hat derjenige, der rechtzeitig im 
Besitz der einschlägigen Informationen ist, fast immer größere Chancen, sich 
entsprechend einzustellen und seine Pläne und Interessen durchzusetzen. Das 
ist plausibel. Wer von den relevanten Kommunikationskanälen ausgeschlos-
sen ist und keine anderweitigen Informationsquellen besitzt, wird trotz aller-
größter Mühe bei der Darlegung seiner Argumente häufig vor vollendeten 
Tatsachen stehen und Entscheidungen nicht mehr in seinem Sinne beeinflus-
sen können. 

1.1 Das Problem der informationellen Grundstrukturen 
in Betrieb und Unternehmen 

Quelle von Auseinandersetzungen werden informationelle Rahmenbedin-
gungen von Entscheidungssituationen deshalb so lange kaum sein, als allen zu 
der Mitwirkung bei einer bestimmten Entscheidung Berufenen der gleiche 
Zugang zu den relevanten Informationen offensteht. Im Arbeitsleben ist dies 
aber grundsätzlich gerade nicht der FalL In Unternehmen und Betrieb, bei der 
arbeitsteiligen Produktion von Gütern und Dienstleistungen liegt der Hort 
aller Informationen bei der Unternehmensleitung, beim Vorstand, beim 
Management. Hier laufen sämtliche Kommunikationskanäle zusammen, hier 
stehen die Daten und Ergebnisse des betrieblichen Rechnungswesens zur Ver-
fügung, hier werden alle relevanten Unternehmensdaten analysiert und auf-
bereitet. 

Alle nicht der Unternehmensleitung zuzurechnenden Entscheidungs-, Mit-
bestimmungs- oder Mitwirkungsträger sowie die Aufsichts- und Kontroll-
instanzen, selbst der Abschlußprüfer und das Finanzamt sind für ihre Tätigkeit 
auf die Bereitstellung der benötigten Informationen durch diese Instanz ange-
wiesen. Damit ist vor allem ein Konflikt um die Gewinnung und Erhaltung der 
informationellen Basis der Artikulation - und im Streitfalle der Durchsetzung 
- der Interessen der Arbeitnehmerseite vorgezeichnet. Dieser Konflikt betrifft 
insbesondere die Tätigkeit der Mitbestimmungsträger bei der Wahrnehmung 
ihrer Interessenvertretungsaufgabe im Rahmen der gesetzlichen Mitbestim-
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mungsinstitutionen, seien es die Betriebsräte im Rahmen der Betriebsverfas-
sung oder die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat im Rahmen der wirt-
schaftlichen Mitbestimmung auf Unternehmensebene. Dieser Konflikt betrifft 
aber auch den einzelnen Arbeitnehmer als Vertragspartei des Arbeitsvertra-
ges, soweit er im Einzelfall seine Interessen zum Tragen bringen will, sei es 
beispielsweise im Streit um eine innerbetrieblich angeordnete Umsetzung, 
eine Änderungskündigung oder die soziale Rechtfertigung einer Kündigung 
aus betrieblichen Gründen. 

Damit stellt sich die Frage, von wem und wie diese Personen bzw. Funk-
tionsträger die notwendigen Informationen erhalten, um die in ihrem Inter-
esse normierten Schutzrechte bzw. die ihnen übertragenen Partizipationsauf-
gaben auch effektiv wahrnehmen zu können. Die vorliegende Arbeit will diese 
Frage der Bewältigung strukturell bestehender Informationsdefizite im 
Arbeitsleben näher untersuchen, um dadurch einen Beitrag zur juristischen 
Aufarbeitung und zur Strukturierung der juristischen Diskussion zu leisten. 
Sie soll - soweit möglich - die unterschiedlichen Strategien denkbarer juristi-
scher Lösungsansätze für diese informationelle Problematik aufzeigen und 
in ihrer je spezifischen Wirkungsweise und Leistungsfähigkeit transparent 
machen. 

1.2 Informationelle Aspekte im Prozeß 

Für den Juristen kommen zunächst die Folgen solcher Informationsdefizite 
ins Blickfeld, wenn nämlich im Konfliktfall um die Durchsetzung bestimmter 
Rechtspositionen oder um die Zulässigkeit bestimmter Handlungen gestritten 
wird. Dies lenkt den Blick zunächst auf den Prozeß, in dem diese Schutzrechte 
und Partizipationsaufgaben ja verwirklicht, rechtlich durchgesetzt werden. 
Hier ist die entscheidende Frage, wie oder ob überhaupt für die einzelnen 
Schutzrechtsadressaten bzw. die Partizipationsträger eine ausreichende infor-
mationelle Basis zur Wahrnehmung und zur prozessualen Durchsetzung ihrer 
Rechte bzw. Aufgaben abgesichert ist und wer gegebenenfalls welche Infor-
mationen in einen Prozeß einzuführen oder zu beweisen hat. 

Die informationellen Rahmenbedingungen im deutschen Zivilprozeß wer-
den von einigen wesentlichen Grundsätzen gesteuert, die traditionell den 
deutschen Zivilprozeß beherrschen: Es sind dies die Maximen der Parteiherr-
schaft und des Beibringungsgrundsatzes bzw. der Verhandlungsmaxime. Der 
Zivilprozeß - und von ihm abgeleitet der arbeitsgerichtliche Prozeß - ist 
danach zu allererst einmal Parteiprozeß; im Spannungsfeld zwischen Richter-
macht und Parteiautonomie entscheidet sich die deutsche ZPO grundsätzlich 
für die freie Verantwortung der Parteien. Den Parteien obliegt es damit, 
durch ihre Anträge den Rahmen des Streitgegenstandes zu bestimmen, den 
Prozeßstoff durch entsprechenden Sachvortrag beizubringen und Beweismög-
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lichkeiten durch Beweisangebote zu eröffnen. Ganz offensichtlich bricht sich 
die in dieser Arbeit verfolgte Problematik eines strukturell angelegten Infor-
mationsdefizits einer der beiden Vertragsparteien des Arbeitsverhältnisses 
schon an diesen (traditionellen) Grundprinzipien der prozessualen Informa-
tionsbeziehungen. 

Dieses Grundverständnis eines von den Parteien beherrschten und gestalte-
ten Zivilprozesses hat sich trotz verschiedenster Einschränkungen im Detail 
und teilweise heftiger Angriffe bis heute über alle gesellschaftlichen Wandlun-
gen seit dem ersten Erlaß der Zivilprozeßordnung im Rahmen der Reichs-
justizgesetzgebung von 1879 gehalten. Es steht in der Folge einer liberalisti-
schen Rechts- und Gesellschaftstheorie mit ihren Eckpfeilern eines individuel-
len Freiheitsdenkens im Verhältnis von Gesellschaft und Staat sowie der 
Garantie von Eigentumsfreiheit und Privatautonomie der Rechtssubjekte. 
Das wirtschaftliche Leitbild ist eine freie Marktgesellschaft basierend auf der 
Chance zu freier Konkurrenz, zu Informations- und Machtgleichheit für alle 
Marktteilnehmer. 

Immer mehr Stimmen werden laut, die entgegen einer weitgehenden Über-
lassung der Prozeßherrschaft an die Parteien der StärkuJ?g der 'Rolle des Rich-
ters auch im Zivilverfahren das Wort reden. Er soll eingebunden werden in die 
Verantwortung für die Durchsetzung, für die Verwirklichung materieller 
Gerechtigkeitsaspekte im prozessualen "Kampf" der Parteien. In den Vorder-
grund der Diskussionen tritt zunehmend, daß das Zivilverfahren vor allem 
praktischen Zwecken dient, daß es die Frage nach der Verwirklichung der 
gesetzlich normierten Ordnungsvorstellungen des materiellen Rechts in der 
gesellschaftlichen Realität zu beantworten hat. Prozeßleitung wird dabei nicht 
nur als ein technischer Parameter des Verfahrens gesehen, sondern die Frage 
wird gestellt, inwieweit richterliche Prozeßleitung letztlich ebenso eine 
wesentliche Determinante der Entscheidungsfindung ist, wie die materiell-
rechtliche Seite der richterlichen Urteilsbildung. Richterliche Prozeßleitung 
bezieht dabei genauso die Gestaltung des äußeren Verfahrensgangs ein, wie 
die richterliche Aufklärungsarbeit und die Ermittlungstätigkeit hinsichtlich 
des tatsächlichen Lebensvorgangs, der - von den Parteien kontrovers vorge-
tragen - den Ausgangspunkt der zur Entscheidung anstehenden Konflikte dar-
stellt. Diese Einschätzung reflektiert wohl am treffendsten den Wandel der 
AufgabensteIlung (und damit der Forschungsinteressen) im Bereich des Zivil-
und Arbeitsgerichtsverfahrens. 

Andere Gesichtspunkte kommen hinzu: Je vielfältiger die Aufgabenstei-
lung, je komplexer die Struktur, je variantenreicher das Steuerungspotential, 
desto wichtiger werden naturgemäß die informationellen Rahmenbedingun-
gen - das Problem der Verfügbarkeit und Aufarbeitung relevanter Informatio-
nen, der Erfassung von Lebenssachverhalten im Rechtsstreit, der Schaffung 
und Erhaltung des Überblicks, des Durchblicks. Auf den einzelnen Bürger, 
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